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Satzung des Bürgerverein e.V. Schmellwitz 

A. Allgemeines 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein trägt den Namen „Bürgerverein e.V. Schmellwitz“.  

(2) Er hat den Sitz in Cottbus 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Vereinszweck 

 

(1) Der Bürgerverein ist partei- und konfessionsunabhängig. 

(2) Zweck des Bürgervereins ist 

 

a) die Förderung von Kunst und Kultur  

b) die Förderung der Heimatpflege und der Heimatkunde 

c) die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des 

Völkerverständigungsgedankens 

d) die Förderung des Andenkens an Verfolgte, Kriegs- und Katastrophenopfer 

e) die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger Zwecke 

 

(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch: 

 

a) Regelmäßiger Organisation und Durchführung von Bürgerversammlungen mit beispielsweise 

folgenden Themenschwerpunkten: 

a) Vorstellung ehrenamtlicher Projekte 

b) Diskussionen zu gemeinnützigen Initiativen und bürgerschaftlichen Engagements 

c) Planung von Veranstaltungen zur Traditions- und Heimatpflege, die dem 

Gemeinwohl dienen  

b) Durchführung von Veranstaltungen die Tradition, Kunst und Kultur pflegen.  

z.B. Osterfeuer, Lesungen oder Ausstellungen. 

c) Aufarbeitung der Geschichte des Stadtteils beispielsweise in Form folgender Projekte: 

a) „Schmellwitz heute und gestern 

b)  „Schmellwitz mein Zuhause“ 
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d) Teilnahme und Öffentlichkeitsarbeit von „Cottbus bekennt Farbe“ bzw. „Schmellwitz bekennt 

Farbe“  

e) Organisation und Durchführung der Verlegung von Stolpersteinen bezüglich der 

geschichtlichen Aufarbeitung der Judenverfolgung. 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 

Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

B. Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft 

 

§ 4 Arten der Mitgliedschaft 

 

(1) Die ordentliche Mitgliedschaft kann jede natürliche Person erwerben, die das 14. Lebensjahr 

vollendet hat, und die sich zu den satzungsmäßigen Zwecken des Vereins bekennt. 

(2) Natürliche und juristische Personen, die sich zu den Zielen und Zwecken des Vereins bekennen 

und diesen ideell und materiell unterstützen wollen, können dem Vorstand schriftlich ihren Beitritt 

als förderndes Mitglied erklären. 

(3) Einzelnen Personen kann die Ehrenmitgliedschaft verliehen werden. 

 

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 

 

(1) Der oder die Aufnahmebewerber/in hat ein schriftliches Aufnahmegesuch an den Vorstand zu 

richten, das Vor- und Familiennamen, Anschrift und Geburtsdatum des Bewerbers enthält. 

(2) Bei minderjährigen Aufnahmebewerbern muss das Gesuch den Vermerk enthalten, dass der 

gesetzliche Vertreter dem Verein für die Zahlung der Mitgliedsbeiträge haftet. Bei 16 und 17 Jahre 

alten Minderjährigen hat der gesetzliche Vertreter in dem Aufnahmegesuch zu erklären, ob er die 

genannten Rechte und Pflichten selbst ausüben will oder ob er den Minderjährigen zur Ausübung 

ermächtigt. Der gesetzliche Vertreter hat das Aufnahmegesuch mit zu unterschreiben. 
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(3) Über die Aufnahme entscheidet die Mitgliederversammlung. Das Ergebnis der Entscheidung wird 

dem Bewerber in Textform mitgeteilt. Die Ablehnung muss nicht begründet werden. Gegen die 

Ablehnung kann der Bewerber innerhalb eines Monats ab Zugang der ablehnenden Entscheidung 

Berufung zur nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung einlegen, die dann über die Aufnahme 

entscheidet. 

(4) Dem aufgenommenen Mitglied ist eine Satzung auszuhändigen.  

 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

(2) Der Austritt eines Mitgliedes ist nur zum Ende eines Kalenderjahres möglich. Er erfolgt durch 

schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist von 4 Wochen. 

(3) Wenn ein Mitglied gegen die Ziele und Interessen des Vereins schwer verstoßen hat oder trotz 

Mahnung mit dem Beitrag für zwei Jahre im Rückstand bleibt, so kann es durch die 

Mitgliederversammlung mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen werden. 

Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Rechtfertigung bzw. Stellungnahme 

gegeben werden. 

Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Mitteilung des 

Ausschlusses Berufung eingelegt werden, über den die nächste Mitgliederversammlung entscheidet. 

 

C. Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 

§ 7 Mitgliedschaftsrechte und -pflichten 

 

(1) Die Mitglieder sind berechtigt und aufgefordert an den Veranstaltungen des Vereins 

teilzunehmen. 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Vereinszweck zu fördern und alles zu unterlassen, was das 

Ansehen des Vereins gefährden könnte. Sie haben sich an die Vereinsordnung zu halten.  

 

  

§ 8 Finanzielle Beitragspflichten 

 

(1) Durch die Mitgliederversammlung ist eine Beitragsordnung zu beschließen. In der 

Beitragsordnung sind Aufnahmegebühr und Jahresbeitrag festzulegen. 
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(2) Der Vorstand kann in begründeten Fällen auf Antrag Beiträge und Umlagen reduzieren. 

(3) Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden bereits gezahlte Mitgliedsbeiträge nicht erstattet. 

 

§ 9 Aufwandsersatz 

 

(1) Voraussetzung für die Zahlung von Entschädigungen tatsächlich entstandener 

Aufwendungen an Mitglieder oder Vorstandsmitglieder zur Erledigung von Angelegenheiten 

des Vereins ist ein wirksamer Beschluss des Vorstandes, der neben der Beauftragung des 

Mitgliedes auch die Notwendigkeit der Aufwendungen zur Erledigung des entsprechenden 

Auftrages dem Grunde nach feststellt. Der Beschluss ist dem zu beauftragenden Mitglied 

oder Vorstandsmitglied mitzuteilen. 

(2) Mitglieder und Vorstandsmitglieder – soweit sie vom Vorstand unter den 

Voraussetzungen des Absatzes 1 beauftragt wurden – haben einen Anspruch auf Ersatz der 

Aufwendungen, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Dazu 

gehören insbesondere Reisekosten, Verpflegungsmehraufwendungen, Porto und 

Kommunikationskosten. 

(3) Der Nachweis erfolgt über entsprechende Einzelbelege und ist spätestens 6 Wochen 

nach Ende des jeweiligen Quartals geltend zu machen. 

 

D. Die Organe des Vereins 

 

§ 10 Organe des Vereins 

 

(1) Organe des Vereins sind:  

- Die Mitgliederversammlung 

- Der Vorstand 

(2) Die Mitgliederversammlung kann die Bildung weiterer Vereinsorgane beschließen. 

 

§ 11 Ordentliche und außerordentliche Mitgliederversammlung 

 

(1) Mindestens einmal im Jahr muss eine ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn das 

Interesse des Vereins es erfordert oder wenn 20 % der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe des 

Zwecks und der Gründe beim Vorstand beantragen.  
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§12 Zuständigkeit der Mitgliederversammlung 

 

(1) Beratung und Beschlussfassung zur satzungsmäßigen Tätigkeit und zu den arbeitsmäßigen 

Schwerpunkten des Vereins 

(2) Verabschiedung des Haushaltsplanes für das nächste Geschäftsjahr, Entgegennahme des 

Jahresberichts des Vorstandes, Entlastung des Vorstandes. 

(3) Beschluss der Beitragsordnung. 

(4) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes. 

(5) Beschluss zur Verleihung der Ehrenmitgliedschaft. 

(6) Beschluss über Änderungen der Satzung des Vereins. 

(7) Beschluss zur Auflösung des Vereins.  

 

§13 Einberufung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 

stellvertretenden Vorsitzenden, unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen in Textform 

einberufen. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Mit der Einladung ist den Mitgliedern 

die vorläufig festgesetzte Tagesordnung bekanntzugeben. Zur Fristwahrung genügt die 

rechtzeitige Aufgabe der Einladung bei der Post unter der letzten dem Verein bekannten 

Mitgliederadresse, bei elektronischem Versand, der rechtzeitige Versand der Einladung in 

elektronischer Form unter den letzten dem Verein bekannten Kontaktdaten des Mitglieds. 

Mitglieder, die keine E-Mail- Adresse angegeben haben, werden per Brief eingeladen. 

(2) Jedes Mitglied kann bis spätestens 1 Woche vor einer Mitgliederversammlung beim 

Vorstand schriftlich oder per E-Mail eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Der 

Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung Ergänzungen bekannt zu 

geben. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die in Mitgliederversammlung 

gestellt werden, beschließt die Versammlung. 

 

§14 Beratung und Beschlussfassung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 

stellvertretenden Vorsitzenden, geleitet. Sind Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender 

nicht anwesend, kann ein anderes Vorstandsmitglied die Versammlung leiten. Ist kein 
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Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Bei 

Wahlen wird die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges, unter vorhergehender 

Diskussion, einem Wahlausschuss übertragen. 

(2) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Über die Zulassung von Gästen 

entscheidet der Versammlungsleiter; seine Entscheidung kann die Mitgliederversammlung 

durch Mehrheitsbeschluss ändern. 

(3) Die Art der Abstimmung, soweit es sich nicht um Wahlen zum Vorstand handelt, wird vom 

Versammlungsleiter vorgeschlagen. Die Abstimmung muss geheim durchgeführt werden, wenn 1/3 

der erschienenen, stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. Elektronisch zugeschaltete 

Mitglieder (beispielsweise durch Meetingsoftware oder Telefon) können nur beratend ohne 

Stimmrecht an Versammlungen teilnehmen.  Für Vorstandswahlen gilt § 15 Absatz 3, Satz 2 dieser 

Satzung.  

(4) Zur Änderung der Satzung sowie zur Auflösung des Vereins ist die Versammlung nur 

dann beschlussfähig, wenn die Hälfte der - zum Zeitpunkt der Ladung - stimmberechtigten 

Mitglieder anwesend ist. 

(5) Im Übrigen ist die Mitgliederversammlung beschlussfähig, wenn mindestens ¼ der 

stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, 

innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung 

einzuberufen. Dies ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 

stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

(6) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen. Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von ¾ der 

abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

(7) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 

Versammlungsleiter und Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

(8) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erhalten hat. Hat 

kein Kandidat mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erhalten, so findet zwischen den 

beiden Kandidaten mit den meisten Stimmen eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann 

derjenige, der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom 

Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

(9) Über die Wahl ist ein gesondertes Protokoll anzufertigen.   
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§ 15 Zusammensetzung und Bildung des Vorstands 

 

(1) Der Vorstand des Vereins setzt sich wie folgt zusammen: 

a) Vorsitzende/r (Vorstand im Sinne des § 26 BGB) 

b) Stellvertretende/r Vorsitzende/r (Vorstand im Sinne des § 26 BGB) 

c) Schatzmeister/in (Vorstand im Sinne des § 26 BGB)  

d) bis zu vier Beisitzer. Die vertretungsberechtigten Vorstandsmitglieder und die Beisitzer 

bilden den erweiterten Vorstand. 

(2) Jeweils zwei Vorstandsmitglieder im Sinne des § 26 BGB [§15 Abs. 1 (a) bis (c)] vertreten 

den Verein gemeinsam gerichtlich und außergerichtlich, wobei sie an die 

Vorstandsbeschlüsse gebunden sind. 

(3) Die einzelnen Mitglieder des Vorstandes im Sinne des § 26 BGB [§15 Abs. 1 (a) bis (c)] 

werden jeweils für zwei Jahre gewählt und bleiben bis zur Neuwahl im Amt. Die 

Vorstandswahl hat in geheimer Abstimmung zu erfolgen. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu 

wählen. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperiode aus, so kann der Vorstand 

ein Ersatzmitglied bis zur nächsten Mitgliederversammlung benennen. 

(4) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte einschließlich der 

Beschlussfassung über die Verwendung der Mittel. Zur Festlegung seiner Arbeitsweise kann 

sich der Vorstand eine Geschäftsordnung geben. 

(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglieder  

an der Sitzung teilnimmt. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Es gilt dabei sinngemäß 

§14 Absatz 3 dieser Satzung. Von den Vorstandssitzungen sind Protokolle anzufertigen.  

(6) Beschlüsse können auch in Textform im Umlaufverfahren gefasst werden. 

(7) Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB [§15 Abs. 1 (a) bis (c)] oder die 

Mitgliederversammlung können Beisitzer/innen [§15 Abs. 1 (d)] vorschlagen.  

Die vorgeschlagenen Beisitzer werden in einem gemeinsamen Wahlgang § 15 Absatz 3 sinngemäß 

gewählt. Jedes stimmberechtigte Mitglied hat so viele Stimmen, wie Beisitzer gewählt werden sollen. 

Gewählt ist, wer die meisten Stimmen auf sich vereinigt und zugleich die Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen erreicht.  

(8) Die Beisitzer/innen werden vom Vorstand mit Aufgaben betraut. Sie sind zu den 

Sitzungen des erweiterten Vorstandes einzuladen in denen sie stimmberechtigt teilnehmen. 
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§ 16 Aufgaben des Vorstandes 

 

Dem Vorstand obliegen die Leitung des Vereins und die Führung seiner Geschäfte. Er hat 

diejenigen Verwaltungsaufgaben zu erledigen, die durch die Satzung nicht ausdrücklich 

einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In den Wirkungskreis des Vorstands fallen 

insbesondere: 

a) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der 

Tagesordnung, 

b) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung, 

c) Vorbereitung und Ausführung des Haushaltsplanes, der Buchführung der 

Zahlungsverkehr und des Jahresberichtes, 

d) Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern.  

 

§ 17 Beschlussfassung des Vorstandes 

 

(1) Der Vorstand fasst Beschlüsse in Sitzungen, die vom Vorsitzenden, bei dessen 

Verhinderung vom stellvertretenden Vorsitzenden, unter Mitteilung der Tagesordnung, 

einberufen werden. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden. 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 50 % seiner Mitglieder anwesend 

sind. 

(3) Bei der Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen 

Stimmen; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei dessen 

Abwesenheit die Stimme des stellvertretenden Vorsitzenden. 

(4) Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vorstandsmitglieder 

dem Gegenstand der Beschlussfassung schriftlich zustimmen. 

(5) Beschlüsse des Vorstands können bei Eilbedürftigkeit auch schriftlich, per E-Mail oder 

fernmündlich gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu diesem 

Verfahren schriftlich, per E-Mail oder fernmündlich erklären. Schriftlich, per E-Mail oder 

fernmündlich gefasste Vorstandsbeschlüsse sind schriftlich niederzulegen und vom Vorstand 

zu unterzeichnen. 
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§ 18 Wahl der Kassenprüfer 

 

Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer/Kassenprüferinnen für die jeweilige 

Wahlperiode 

§ 19 Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 

 

(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 3/4-Mehrheit der in der 

Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur nach 

rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden. 

(2) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und 

stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

(3) Bei Aufhebung oder Auflösung des Vereins oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen des Vereins an die: 

 „Bürgerstiftung Cottbus und Region“, 

die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im Gebiet des Vereins zu 

verwenden hat. 

§ 20 Inkrafttreten der Satzung 

 

(1) Die vorstehende Satzung wurde am 24.11.2023 geändert und beschlossen. 

(2) Die Satzung tritt am 01.12.2023 in Kraft. 

(3) Der Vorstand meldet personelle Veränderungen im Vorstand sowie Satzungsänderungen beim 

Registergericht unter Beifügung der erforderlichen Protokolle zur Registrierung an 

 

 

Cottbus, .......................................... 

 

 

...............................................................  ...............................................................         

                        Vorsitzende/r                        Schatzmeister/in 
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